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Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

,,§ 3 

Organentnahme mit Einwilligung des Organspenders 

(1) Die Entnahme von Organen ist nur zulässig, wenn 

1. der Organspender in die Entnahme eingewilligt hatte oder 
Voraussetzungen gemäß § 4 vorliegen und 

2. der endgültige, nicht behebbare Ausfall der gesamten 
Hirnfunktionen nach Regeln, die dem Stand der Erkennt-
nisse der medizinischen Wissenschaft entsprechen, in dem 
Verfahren nach § 5 festgestellt ist (sogenannter Hirntod) 
oder 

3. der endgültige, nicht behebbare Stillstand von Herz und 
Kreislauf nach Regeln, die dem Stand der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft entsprechen, in dem Verfah-
ren nach § 5 festgestellt ist und 

4. der Eingriff von einem Arzt vorgenommen wird. 

Die Entnahme ist unzulässig bei einer Person, die ihr wider-
sprochen hatte. Vor der Entnahme von vermittlungspflichtigen 
Organen (§ 8 Satz 2) ist stets die Feststellung nach Satz 1 Nr. 2 
zu treffen. In den anderen Fällen genügt die Feststellung nach 
Satz 1 Nr. 3. 

(2) Der Arzt hat den nächsten Angehörigen des Organ-
spenders über die beabsichtigte Organentnahme zu unter-
richten. Er hat Ablauf und Umfang der Organentnahme auf-
zuzeichnen. Der nächste Angehörige des Organspenders hat 
das Recht auf Einsichtnahme und kann eine Person seines Ver-
trauens hinzuziehen. " 

Folgeänderungen 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 Nr. 3 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2" durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
oder 3" ersetzt. 

b) Absatz 3 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 " 
durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3" 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 2 " durch die 
Verweisung „ § 3 Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 5 
Nachweisverfahren 

(1) Die Feststellungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 sind durch 
zwei dafür qualifizierte Ärzte zu treffen, die den Organspen- 
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der unabhängig voneinander untersucht haben. Abweichend 
von Satz 1 genügt zur Feststellung nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 die 
Untersuchung durch einen Arzt, wenn seit dem endgültigen, 
nicht behebbaren Stillstand von Herz und Kreislauf mehr als 

drei Stunden vergangen sind. 

(2) Die an der Untersuchung und Feststellung nach Absatz 1 
beteiligten Ärzte dürfen weder an der Entnahme noch an der 
Übertragung der Organe des Organspenders beteiligt sein. Sie 
dürfen auch nicht Weisungen eines Arztes unterstehen, der an 
diesen Maßnahmen beteiligt ist. Die Feststellung des Untersu-
chungsergebnisses und ihr Zeitpunkt sind von den Ärzten un-
ter Angabe der zugrundeliegenden Untersuchungsbefunde 
jeweils in einer Niederschrift aufzuzeichnen und zu unter-
schreiben. Dem nächsten Angehörigen ist Gelegenheit zur Ein-
sichtnahme zu geben. Er kann eine Person seines Vertrauens 

hinzuziehen." 

4. § 6 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 2" durch die 
Verweisung „ § 3 Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 

bb) In Satz 4 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2" 
durch die Verweisung „ § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3" 

ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

„3. Ärzte, die bei dem möglichen Organspender die Fest-
stellung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 getroffen 

haben, " 

5. Die Überschrift des Dritten Abschnittes wird wie folgt gefaßt: 

„Organentnahme bei weiterlebenden Spendern". 

6. § 11 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 3 und in Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter 
„Stand der medizinischen Wissenschaft" durch die Wörter 
„Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft" er-

setzt. 

7. In der Überschrift des Fünften Abschnitts werden die Wörter 
„Stand der medizinischen Wissenschaft" durch die Wörter 
„Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft" er-

setzt. 

8. In § 13 Abs. 2 wird die Verweisung „ § 3 Abs. 2" durch die Ver-

weisung „ § 3 Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 

9. In § 14 Satz 1 werden die Wörter „Die Aufzeichnung zur Fest-
stellung des Ausfalls der gesamten Hirnfunktion oder des Still-
standes von Herz und Kreislauf nach § 5 Abs. 2 Satz 3" durch 
die Wörter „Die Aufzeichnungen über Ablauf und Umfang der 
Organentnahme nach § 3 Abs. 2 Satz 2, zur Feststellung der 
Untersuchungsergebnisse nach § 5 Abs. 2 Satz 3 " ersetzt. 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: „Richtlinien zum 
Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

In den Sätzen 1 und 2 werden die Wörter „Stand der me-
dizinischen Wissenschaft" durch die Wörter „Stand der 
Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft" ersetzt. 

Bonn, den 24. Juni 1997 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

Eine direkte oder indirekte gesetzliche Festlegung des irreversi-
blen Ausfalls der gesamten Hirnfunktionen als sicheres Todeszei-

chen des Menschen ist nicht geboten. Sowohl in der Medizin als 
auch in der Rechtswissenschaft, der Theologie und der Philosophie 

ist umstritten, ob das irreversible Hirnversagen den Tod des Men-

schen sicher anzeigt, da zu diesem Zeitpunkt von allen Organen 
- außer dem Gehirn - (Integrations-)Leistungen erbracht werden, 
die ihn wesentlich von einer Leiche unterscheiden. Ebensowenig 

entspricht es den lebensweltlichen und emotionalen Erfahrungen 
breiter Bevölkerungskreise. 

Eine rationale Deutung der empirischen Befunde legt die Annah-

me nahe, daß das unwiederbringliche Versagen des Organs Ge-
hirn, der sogenannte Hirntod, einen Übergangszustand im Ster-
beprozeß darstellt: Es ist der „point of no return", von dem an das 

Sterben des betroffenen Menschen nicht mehr umzukehren ist. Der 
Sterbeprozeß selbst aber ist dem Leben zuzurechnen. 

Das Mindeste jedenfalls, was sich im Blick auf einen Menschen 

mit irreversiblem Hirnversagen feststellen läßt, ist, daß prinzipiel-
les Nichtwissen darüber besteht, ob der Sterbeprozeß bereits ab-

geschlossen ist. Dann aber gilt als verfassungsrechtliches Gebot: 
in dubio pro vita. 

Die weit verbreitete These, der sogenannte Hirntod sei der Tod des 

Menschen, ist keineswegs - wie häufig suggeriert wird - eine na-
turwissenschaftliche Tatsache, sondern eine we rtende Beschrei-
bung. Diese Zuschreibung aber liegt außerhalb der naturwissen-

schaftlichen Zuständigkeiten. Was den Tod des Menschen eigentlich 

ausmacht, fällt nicht in die Monopolkompetenz der Medizin. 

Wann menschliches Leben beginnt, und wann es endet, ist ange-
sichts der grundrechtlichen Gewährleistung des Artikels 2 Abs. 2 

GG auch eine verfassungsrechtliche Frage. Auch deshalb ist mit 
dem Verzicht auf eine Todesdefinition oder die Festlegung eines 
sicheren Todeszeichens nicht die Entscheidung für eine der im 
übrigen unterschiedlichen Vorstellungen vom Ende des Lebens 
verbunden. Sie steht dem Gesetzgeber auch nicht zu. 
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Das Leben wird zum Zwecke des Schutzes vor externer Verfüg-
barkeit als Rechtsgut konstituiert. Der  Begriff  Leben, wie er im 

Grundrechtstatbestand des Artikels 2 Abs. 2 GG als Schutzgut be-
nannt ist, ist in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts extensiv auszulegen. 

Die Entnahmevoraussetzungen eines Transplantationsgesetzes 
müssen sich an Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG messen lassen. Zweifel 
daran, ob ein Mensch noch lebt, darf der Gesetzgeber nicht mit ei-
ner definitorischen Festlegung erledigen. Vielmehr darf im Blick 
auf Artikel 2 Abs. 2 GG der Eintritt des Todes erst dann ange-
nommen werden, wenn letzte Zweifel beseitigt sind. 

Es ist unbestritten, daß jedenfalls mit dem irreversiblen Hirnver-
sagen die Pflicht des Arztes zur Aufrechterhaltung der Herz-Kreis-
lauf- und weiterer Körperfunktionen endet und in die Verpflich-
tung wechselt, den natürlichen Sterbeprozeß nicht weiter 
aufzuhalten. Allein aus diesem Grunde ist es unhaltbar, im Falle 
einer nach Feststellung des irreversiblen Ausfalls der gesamten 
Hirnfunktionen nach dem Stand der Erkenntnisse der medizini-
schen Wissenschaft stattfindenden Organentnahme eine Tötung 
auf Verlangen und damit aktive Sterbehilfe oder Euthanasie an-
zunehmen; denn der Organspender „bedarf" gerade keiner Hilfe 

mehr, um zu sterben. 

Allerdings ist es gerechtfertigt, in den natürlichen Sterbeprozeß 
dann verlängernd einzugreifen, wenn es um die Verwirklichung 
des altruistischen Willens des Sterbenden, nämlich die Rettung ei-
nes anderen Menschenlebens durch Organspende, geht. Diese Si-
tuation unterscheidet sich diametral von der des § 216 StGB, der 
eine Lebensverkürzung auf Tötungsverlangen, aber nicht einen 
verlängernden Eingriff in das sonst sittlich gebotene Sterbenlas-
sen pönalisiert. 

Durch die zweifelsfreie und sichere Diagnose von irreversiblem 
Hirnversagen ist nachweisbar eine Schwelle erreicht, von der an 
der Prozeß des Sterbens unumkehrbar geworden ist und der Tod 

unmittelbar bevorsteht. 

Das irreversible Hirnversagen ist daher nicht als sicheres Todes-
zeichen und damit als Tod des Menschen zu definieren, sondern 
wird als Entnahmekriterium für eine Organtransplantation nor-
miert. 

Einzelbegründung 

Zu §3 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die Or-
ganentnahme zulässig ist, wenn der Organspender in die Entnah-
me eingewilligt hatte. 
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Zu Satz 1 Nr. 1 

Die Einwilligung erstreckt sich auch auf alle für die Durchführung 
der Organentnahme notwendigen Maßnahmen. Von einer Ein-
willigung des Organspenders wird der Arzt insbesondere durch ei-
nen Organspendeausweis Kenntnis erlangen. 

Zu Satz 1 Nr. 2 und 3 

Eine Organentnahme darf erst dann erfolgen, wenn der endgülti-
ge, nicht behebbare Ausfall der gesamten Hirnfunktion oder der 

endgültige, nicht behebbare Stillstand von Herz und Kreislauf in 
dem Verfahren nach § 5 Abs. 1 festgestellt ist. Der endgültige, nicht 
behebbare Ausfall der gesamten Hirnfunktion wird nur als Ent-

nahmevoraussetzung normiert. 

Zu Satz 1 Nr. 4 

Die Regelung dient im Hinblick auf eine sachgerechte Durch-
führung der Organentnahme dem Schutz des Organempfängers. 

Zu Satz 2 

Die Regelung bestimmt, daß der Eingriff bei einer Person un-
zulässig ist, die der Organentnahme schriftlich oder mündlich wi-
dersprochen hatte. 

Zu den Sätzen 3 und 4 

Die Regelung legt fest, daß bei vorliegenden Einwilligungsvor-
aussetzungen und bei Durchführung des Eingriffs durch einen Arzt 
im Falle der beabsichtigten Entnahme von vermittlungspflichtigen 
Organen (§ 8) vorher der eingetretene sogenannte Hirntod fest-
gestellt werden muß. Die Regelung beschränkt zugleich die erfor-
derliche Diagnostik im Falle der beabsichtigten Entnahme von aus-
schließlich nicht vermittlungspflichtigen Organen auf den 
vorherigen Nachweis des nicht behebbaren Stillstandes von Herz 

und Kreislauf. 

Zu Absatz 2 

Zu Satz 1 

Auch wenn der Organspender zu Lebzeiten in eine Organentnah-
me eingewilligt hatte, ist der nächste Angehörige über die beab-
sichtigte Organentnahme zu unterrichten. Dies ermöglicht dem 
nächsten Angehörigen ggf. zugleich eine Kontrolle im Hinblick auf 
eine ihm bekannte Erklärung des Organspenders zur Organspen-
de. Zu einer ordnungsgemäßen Unterrichtung des nächsten An-
gehörigen gehört auch der Hinweis auf die Gelegenheit, die Un-
terlagen zur Feststellung des endgültigen, nicht behebbaren 
Ausfalls der gesamten Hirnfunktion oder des endgültigen, nicht 
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behebbaren Stillstands von Herz und Kreislauf (§ 5 Abs. 2 Satz 4 
und 5) und den Leichnam nach der Organentnahme (§ 6 Abs. 2 
Satz 2) zu sehen. 

Zu Satz 2 

Die Pflicht zur Dokumentation dient der Transparenz und Verfah-
renssicherung. 

Zu Satz 3 

Die Vorschrift dient der Transparenz und Vertrauensbildung. 

 


